
besuch, Herumtreibereien und schließlich kleinere Delikte stehen am An­
fang, schwerwiegende Straftaten am Ende einer solchen Fehlentwicklung.

Die Gesetzentwürfe gehen davon aus, daß innerhalb des einheitlichen 
sozialistischen Straf- und Strafprozeßrechts den Besonderheiten junger 
Menschen Rechnung getragen werden muß. Die Verantwortlichkeit der 
Erziehungsberechtigten ist zu erhöhen und der besondere Schutz der Ju­
gend zu gewährleisten. In jedem Strafverfahren gegen einen Jugend­
lichen sind die persönlichen Voraussetzungen für seine strafrechtliche 
Verantwortlichkeit ausdrücklich festzustellen. Diesen besonderen Schutz 
genießen Jugendliche im Alter von 14 bis 18 Jahren, wie dies auch bisher 
im Jugendgerichtsgesetz aus dem Jahre 1952 geregelt war. Gegen Jugend­
liche, die noch nicht 16 Jahre alt sind, soll künftig ein gerichtliches Ver­
fahren nur durchgeführt werden, wenn unter Berücksichtigung der be­
gangenen Straftat und der Persönlichkeit des Jugendlichen der Ausspruch 
einer Freiheitsstrafe notwendig erscheint. Bei Straftaten eines Jugend­
lichen im Alter von 14 bis zu 18 Jahren sollen, sofern es die Schwere der 
Straftat zuläßt, vorrangig Erziehungsmaßnahmen durch die Organe der 
Jugendhilfe angewendet oder die Sache den gesellschaftlichen Organen 
der Rechtspflege zur Beratung und Entscheidung übergeben werden (vgl. 
§§ 23—25 des Entwurfs des Strafgesetzbuches). Einen Jugendlichen aber, 
der über die notwendige Einsichts- und Entscheidungsfähigkeit verfügt, 
muß die Strenge unserer Gesetze treffen, wenn er sich schwerwiegend 
oder hartnäckig über sie hinwegsetzt. Für Jugendliche, die schwere Straf­
taten begehen oder hartnäckig die Strafgesetze verletzen, sieht der Ent­
wurf des Strafgesetzbuches auch Freiheitsstrafen vor, die in besonderen 
Einrichtungen für Jugendliche vollzogen werden.

Welche Handlungen müssen als Straftaten verfolgt werden?

Unterschiedliche Straftaten waren der Gegenstand der bisherigen Dar­
legungen. Daraus ergibt sich die Frage, was sind eigentlich Straftaten? 
Gegen welche Handlungen negativer Art muß mit den Mitteln des Straf­
rechts vorgegangen werden? Erstmals wird mit dem Entwurf des neuen 
Strafgesetzbuches in der Deutschen Demokratischen Republik gesetzlich 
und allgemein definiert, welche Handlungen als Straftaten zu verfolgen 
sind. Unter Berücksichtigung der in den Beschlüssen der Partei- und 
Staatsführung vielfach gegebenen Hinweise zur differenzierten Ver­
folgung der verschiedenen Straftaten wird im § 1 des Entwurfs des Straf­
gesetzbuches zwischen Vergehen und Verbrechen unterschieden, weil die 
Kriminalität in der Deutschen Demokratischen Republik durch qualitativ 
unterschiedliche Straftaten gekennzeichnet wird. Zu unterscheiden ist vor 
allem zwischen Personen, die im Dienst imperialistischer Agenturen Hand­
lungen gegen die Deutsche Demokratische Republik und die Bürger be­
gehen oder sich durch andere schwere Verbrechen außerhalb der Gesell­
schaft stellen und Tätern, die Straftaten begehen, weil sie ihre Verant­
wortung vor der sozialistischen Gesellschaft noch nicht voll erkannt haben. 
Vergehen werden als gesellschaftswidrige Handlungen, Verbrechen als 
gesellschaftsgefährliche Handlungen durch Darstellung ihrer unterschied­
lichen Merkmale im Gesetz näher beschrieben. Im § 1 Abs. 1 heißt es 
richtungweisend für die Gestaltung von Straftatbeständen und ihre An­
wendung im Einzelfall:

„Straftaten sind schuldhaft begangene gesellschaftswidrige oder gesell­
schaftsgefährliche Handlungen, die nach dem Gesetz als Vergehen oder
Verbrechen strafrechtliche Verantwortlichkeit begründen.“

Verbrechen ziehen Freiheitsstrafen nach sich. Gegen schwerste Ver­
brechen kann auch die Todesstrafe angewendet werden. Als Verbrechen 
werden durch den Entwurf des Strafgesetzbuches schwerwiegende Straf­
taten charakterisiert. So werden alle Verbrechen gegen die Souveränität 
der Deutschen Demokratischen Republik, gegen den Frieden, die Mensch­
lichkeit und die Menschenrechte, Kriegs verbrechen und Straftaten gegen 
die Deutsche Demokratische Republik und vorsätzliche Straftaten gegen 
das Leben sowie alle vorsätzlich begangenen gesellschaftsgefährlichen 
Straftaten, die eine Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren im Einzel­
fall nach sich ziehen, als Verbrechen bezeichnet.

Vergehen, die die Mehrzahl der in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik begangenen Straftaten bilden, werden überwiegend durch gesell­
schaftliche Organe der Rechtspflege oder durch Strafen ohne Freiheits­
entzug geahndet. Freiheitsstrafen von längerer Dauer sollen auch künftig 
nur bei schweren Vergehen Anwendung finden. Gegen bestimmte, ins­
besondere rowdyhafte Vergehen ist ein Haftstrafe von einer Woche bis 
zu sechs Wochen im Entwurf vorgesehen.

10


